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NEIN zuNEIN zu
Schengen!Schengen!
Jetzt  das  Referendum
Jetzt  das  Referendum

unterschre iben!  (Se i te  16 )

unterschre iben!  (Se i te  16 )

Mit der Abschaffung der Personenkontrollen erhalten Kriminelle und illegale Ein-
wanderer freie Bahn. Es entsteht ein grosses Sicherheitsrisiko, das weder mit mobi-
len Patrouillen im Hinterland noch mit Computer-Daten reduziert werden kann. Die
Schengen-Befürworter bestreiten diese absehbaren massiven Probleme. Die 12 dicks-
ten Lügen der Befürworter haben wir für Sie widerlegt.  Seiten 8 - 9
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Bundesrat Christoph Blocher
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Wirtschaftswachstum -Wirtschaftswachstum -Wirtschaftswachstum -
neue Arbeitsplätze sind möglichneue Arbeitsplätze sind möglichneue Arbeitsplätze sind möglich
Damit unsere Wirtschaft die seit Jahren dauernde Wachstumsschwäche überwinden kann,
ist eine massive Senkung der Steuerbelastung unumgänglich.

Seit rund 15 Jahren wächst die Schweizer Wirtschaft kaum noch. Zwischen 1991 und 2003
betrug das durchschnittliche reale Wachstum des Bruttoinlandprodukts knapp 0.9 % pro
Jahr. Ein Wirtschaftswachstum von über 0.5 % wurde nur jedes zweite Jahr erreicht. Die
Einnahmen von Bund, Kantonen, Gemeinden und Sozialversicherungen stiegen dagegen

viel stärker an. Während es der Wirtschaft kaum gelang, zusätzliche Mittel zu erarbeiten, mussten Unternehmen und
Privathaushalte immer mehr Geld über Steuern, Gebühren und Abgaben dem Staat und den Sozialversicherungen ablie-
fern. Der Staat entzieht der freien Wirtschaft immer mehr Mittel.

Die zunehmende Steuerbelastung ist unzweifelhaft ein wichtiger Grund für die Wachstumsschwäche, welche für unser
Land seit Jahren eine grosse Belastung darstellt. Eine Senkung staatlicher Abgaben ist zur Belebung der Wirtschaft drin-
gend notwendig. Andernorts durchgeführte Entlastungen – zum Beispiel von der Regierung Thatcher in Grossbritannien
oder vom amerikanischen Präsidenten Reagan – zeigen auf, dass sich die massive Entlastung der Bürger auf das Wirtschafts-
wachstum und die Arbeitsplätze sehr positiv ausgewirkt hat. Anfängliche Defizite wurden durch die stärkere Wirtschaft
rasch aufgefangen.

Als in Grossbritannien die massiven Steuersenkungen beschlossen wurden, lag das Bruttoinlandprodukt pro Kopf in etwa
auf dem Niveau der damaligen DDR. Heute steht Grossbritannien besser da als die anderen europäischen Staaten. Warum
nicht auch in der Schweiz diesen Weg beschreiten?

Stadler Bussnang AG
CH-9565 Bussnang

Telefon +41 (0)71 626 20 20
E-Mail stadler.bussnang@stadlerrail.ch

www.stadlerrail.com

Damit Bahnfahren Spass macht.
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Zeit für den eisernen Besen
Die Praxis der Kantone in Asyl- und Ausländerfragen war lange
geprägt von der Mentalität und der Geschichte der verschiedenen
Regionen. So gehören die illegalen Arbeitskräfte, die Sans-Papiers
in der französischen Schweiz gewissermassen zum Alltag und Asyl-
suchende werden nicht überall gleich konsequent ausgeschafft. So
kann es nicht weitergehen!

Zur Gründung der letzten
SVP Kantonalpartei, der Sek-
tion Neuenburg, erhielten wir
einen Besen, um einmal so
richtig auszukehren im Kan-
ton. Einen Besen braucht es
aber nicht nur in Neuenburg.
So lange wir nicht in der gan-
zen Schweiz die gleiche kon-
sequente Asyl- und Auslän-
derpolitik haben, werden wir
das Problem nicht in den Griff
bekommen.

Sans-Papiers
regularisieren?

Die französischsprachige
Schweiz lebt seit langem mit
dem Phänomen der Sans-Pa-
piers, der Personen ohne Auf-
enthaltsbewilligung (nicht zu
verwechseln mit den papier-
losen Asylsuchenden. Die
Sans-Papiers verfügen über
ihre Pässe, sie haben aber kein
Aufenthaltspapier für die
Schweiz, also kein Aufent-
halts- oder Niederlassungs-
recht). Die politischen Mehr-
heiten stören sich wenig da-
ran, dass das Ausländerrecht
durch die Vielzahl der illega-
len Arbeitnehmer unterhöhlt
wird. Ja, es gibt sogar Gemein-
den, in denen die Illegalen
mehr oder weniger offiziell
leben, ihre Kinder einschulen,
sogar Kinderzulagen erhalten
und krankenversichert sind.
Man fragt sich wirklich, wie
so etwas sein kann.

Nach den Kirchenbesetzun-
gen, vor allem 2001, war es
wieder ruhiger geworden um
die Sans-Papiers. Bis vor kur-
zer Zeit, als der Kanton Genf
wieder einmal auf die Idee
kam, für rund 5600 Sans-Pa-
piers in Bern eine Amnestie zu

verlangen. Eben weil diese il-
legalen Aufenthalter so „nor-
mal“ in unserem Land leben.
Ähnliche kollektive Regula-
risierungsgesuche gab es schon
in der Vergangenheit. Unver-
ständlich, wenn solche Gesu-
che überhaupt geprüft werden.

Nationalrat Yvan Perrin,
La Côte-aux-Fées (NE)
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gangbarer und weder ein hu-
maner noch ein gerechter Weg
ist. Wenn nun von Bern end-
lich eine konsequente Asyl-
politik eingeschlagen wird, ist
diese auch von den Kantonen
zu tragen und zu vollziehen.
Auch in der Westschweiz.

Schluss mit
der Bananen-

republik!

Die Zahl der neuen Asyl-
gesuche ist endlich etwas zu-
rückgegangen. Dies ist aber
kein Grund zurückzulehnen
oder gar lascher zu werden in
der Ausländerpolitik. Noch
immer bewegen wir uns mit
den Asylzahlen auf hohem
Niveau und noch immer ver-
zeichnet die Schweiz in allen
Bereichen zu viele Zuwande-
rer. Kein Wunder steigen die
Arbeitslosenquoten laufend
an und explodieren die Sozi-
alkosten. Die Kantone müs-
sen alle am gleichen Strick
ziehen, wenn wir die Asyl-
und Migrationsprobleme lö-
sen wollen. Die Gesetze sind
zu respektieren und zu voll-
ziehen und die schwarzen
Schafe unter den Kantonen
sind nicht länger zu tolerie-
ren. Wir dürfen uns nicht dazu
verführen lassen, weiter ins
Laisser-faire abzugleiten bis
wir nur noch eine Bananen-
republik sind. Dazu braucht
es starke Kräfte, in den Kan-
tonen und im Bundesrat. Und:
Es genügt nicht nur ein neuer
Besen, der gut kehrt. Es braucht
den eisernen Besen.

Die Rechtslage ist klar. Wer
illegal in der Schweiz ist, hat
das Land zu verlassen. In ei-
nem Rechtsstaat geht es nicht
an, die Illegalität zu legalisie-
ren, nur weil sie lange genug
angedauert hat oder die Per-
son ja so integriert ist. Wir
verhandeln im Parlament
nicht stundenlang über die
Artikel zur Zulassung von
Ausländern in der Schweiz,
um gleichzeitig die illegale
Zuwanderung einfach hinzu-
nehmen und nachträglich
noch zu legalisieren.

Abgewiesene
Asylsuchende
verstecken?

Die Kantone haben selbstver-
ständlich das Recht, ihre In-
teressen gegenüber Bern zu
vertreten. Wo aber die Inte-
ressenwahrung nichts mehr

mit den kantonalen Interes-
sen, sondern mit rechtswidri-
gen Aktivitäten gewisser Krei-
se zu tun hat, da hört der
Spielraum der Kantone auf.
Die Aktivitäten, welche die
linken Parteien zur Protekti-
on abgewiesener Asylsuchen-

der im Kanton Waadt in letz-
ter Zeit entwickelt haben, stel-
len eine krasse Missachtung
des Rechtsstaates dar und un-
terhöhlen die Migrations-
politik des ganzen Landes.

Die Ablehnung von Asyl-
gesuchen erfolgt nicht einfach
willkürlich. Das zuständige
Bundesamt vollzieht die ge-
setzlichen Grundlagen buch-
stabengetreu. Tatsache ist
aber, dass wirtschaftliche Not
gemäss Genfer Konvention
kein Asylgrund ist. Die Schweiz
nimmt jeden auf, der an Leib
und Leben aus politischen
Gründen verfolgt ist. Es hat in
den vergangenen Jahren dank
den Bundesräten der CVP
leider unzählige Ausnahmen
gegeben. Dies hat uns vor al-
lem explodierende Asylzahlen
gebracht und in den Her-
kunftsstaaten falsche Hoff-
nungen geweckt. Längst ist
offensichtlich, dass dies kein
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Die Luftverkehrspolitik der SVP
und die Prioritäten des Bundes

Zunächst einmal muss der
Bund von seiner unsinnigen
Verlagerungspolitik abrü-
cken. Einerseits besteht keine
gesetzliche Grundlage für die
Verlagerung von Kurz-
streckenflügen auf die Schie-
ne. Andererseits haben die
beiden Verkehrsträger unter-
schiedliche Funktionen. Wer
glaubt denn wirklich, dass in
vier Stunden Reisezeit die
gleichen Destinationen per
Bahn erreicht werden können
wie auf dem Luftweg? Und
wie ist schliesslich der Wider-
spruch zu rechtfertigen, dass
der Bund mit Milliarden-
beträgen die Reisezeiten nach
München, Mailand und Paris
und zu ihren Luftverkehrs-
drehkreuzen verkürzen will,
aber damit gleichzeitig seine
eigene Fluggesellschaft kon-
kurrenziert?

Weiter stellt er die Sicherheit
in der Luft und am Boden si-
cher. Dazu muss er keine
neuen Gebühren erheben.
Das ist nicht eine neue Auf-
gabe, sondern schon seit lan-
gem ein gesetzlicher Auftrag.

Neue
Verhandlungen

Der Bund muss auch die Pro-
bleme mit Deutschland ange-
hen. Da braucht es wohl neue
Verhandlungen und es müs-
sen auch alle anderen offenen
nachbarschaftsrechtlichen
Fragen auf den Tisch gelegt
werden. Auf keinen Fall mehr
darf der Fehler gemacht wer-
den, dass die süddeutsche

Schon von Beginn weg hat sich die SVP sehr skeptisch zum Enga-
gement des Bundes in der Fluggesellschaft Swiss geäussert. Nicht
nur, dass der Geburt das unwürdige Spiel „Gewinne einstreichen,
Verluste sozialisieren“ vorausgegangen war. Auch die Begründun-
gen für den Niedergang der Swissair waren mehr als fragwürdig,
und es bleibt das ungute Gefühl, dass damit nicht zuletzt auch die
Versäumnisse des Bundes kaschiert werden sollten.
Dieses Gefühl verschwindet
auch nicht, wenn der Bund
nun in seinem luftfahrtpoliti-
schen Bericht beklagt, sein
Vertrauen in die Fähigkeiten
der privatwirtschaftlichen
Marktteilnehmer sei enttäuscht
worden. Vertrauen entbindet
schliesslich nicht von der Auf-
sichtspflicht.

Dass der Staat es besser ma-
chen könnte, muss wenigs-
tens in Frage gestellt werden.
Das damals in aller Eile auf-
gelegte Konzept Swiss ist ge-
scheitert. Und die Bundes-
stellen nehmen dankbar jede
faule Ausrede der Swiss auf,
wenn sie die anvisierten Zie-
le verfehlt. Seien es SARS, der
Irakkrieg oder die vermeint-
lich viel tieferen Kosten der
Billiganbieter – jede Entschul-
digung ist recht, um mögliche
neue Bundesgelder zu be-
gründen. Letztlich aber kann
sich niemand mehr der Er-
kenntnis verschliessen, dass
auf staatliche Intervention der
Ruf nach immer neuer staat-
licher Unterstützung folgt.
Das zutreffende Wort von der
fliegenden SBB ist inzwischen
- aus verständlichen Gründen -
leider erfolgreich verdrängt...

Vernünftige
Luftfahrtspolitik

Zu allererst einmal: Luftver-
kehrspolitik ist nicht Selbst-
zweck. Sie hat ganz bestimm-
te Aufgaben zu erfüllen. Sie
muss:

die internationale Ver-
kehrsanbindung der Schweiz

garantieren.

die nachgefragten Leis-
tungen anbieten können.

diese Angebote eigen-
wirtschaftlich erbringen kön-
nen.

Verschiedene Elemente hel-
fen, diese Ziele zu erreichen.
Wir sind der Meinung, dass
dafür nicht eine „nationale“
Fluggesellschaft entscheidend
ist, sondern viel mehr die po-
litischen Rahmenbedingun-
gen und eine attraktive Infra-
struktur.

Letztlich ist es nicht das per-
manent schrumpfende Stre-
ckennetz der Swiss, das die
Schweizer Luftverkehrspoli-
tik beeinträchtigt. Schädlich
wirken vor allem die deut-
schen Überflugsbeschränkun-
gen, der unsinnige Verteil-
kampf um die Lärmbelastung,
die drohende Plafonierung
der Flugbewegungen, Forde-
rungen nach noch stärkerer
steuerlicher Belastung von
Flugtreibstoff und eine Ver-
kehrspolitik, der aus ideolo-
gischen Gründen der Flugver-
kehr höchst unsympathisch
ist. Das alles sind politische
Probleme, also Aufgaben, de-
nen sich der Bund schon lan-
ge hätte annehmen sollen.

Anstatt eine eigene Fluggesell-
schaft zu betreiben, muss sich
der Bund dieser Probleme
annehmen. Er hat vielfältige
Einflussmöglichkeiten, um
die Rahmenbedingungen po-
sitiv zu gestalten.  Diese muss
er endlich wahrnehmen!

Bevölkerung einfach übergan-
gen wird.

Bedeutung von
Zürich-Kloten

Dass sich damit das Lärm-
problem einfach in Luft auf-
löst, mag man bezweifeln. Mit
Sicherheit aber lässt es sich
entschärfen. Wichtiger aber
ist, dass der Bundesrat den an
Zürich angrenzenden Regio-
nen klar macht, welche Be-
deutung der Flughafen Zü-
rich-Kloten für die gesamte
Schweiz, für die exportorien-
tierte Wirtschaft und für den
Tourismus.

Wenn der Bund so attraktive
Rahmenbedingungen schafft
und der Luftverkehr die Nach-
frage bedürfnisgerecht befrie-
digen kann, sind auch keine
neuen Bundeskompetenzen
und Bundesgelder nötig und
die Frage, ob es eine nationa-
le Airline braucht, um das
Drehkreuz Zürich aufrecht zu
erhalten, kann vom Markt
beantwortet werden.

So wie schon die Frage nach
einer nationalen Fluggesell-
schaft nach dem Grounding
der Swissair vom Markt und
nicht von der Politik hätte
beantwortet werden müssen.
Das Lehrgeld war teuer ge-
nug, ziehen wir also wenig-
stens diese Lehre!

Nationalrat Otto Laubacher,
Kriens (LU)
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Wie verhindern wir
einen zweiten Fall Swiss

Nationalrat Hermann Weyeneth,
Jegenstorf (BE)
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03.3064 Überführung
der Skyguide in eine
Verwaltungseinheit

des Bundes

Die Privatisierung der Sky-
guide hat sich schon längstens
als katastrophaler Fehlent-
scheid erwiesen. Die AG ist
kaum mehr in der Lage mit
den generierten Einnahmen
mehr als die Löhne aus Eigen-
mitteln zu finanzieren. Von
den Bauten über die Einrich-
tungen bis hin zur Mehrwert-
steuer werden alle Kosten di-
rekt von einer Bundeskasse
(UVEK) in die andere
(EFD) überführt. Selbst die
Aufwendungen von Kontrol-
len vor Ort werden von den
Kontrollbehörden übernom-
men, keine Spur von Verursa-
cherprinzip. Dies entgegen
allen Zusagen zur Privatisie-
rung. Dies trotz der Tatsache,
dass keine andere europäi-
sche Luftraumsicherung ei-
nen so hohen Anteil aus Über-
flug-gebühren generieren
kann, wie Skyguide. Einer der
Hauptgründe liegt in der Un-
verfrorenheit spezialgewerk-
schaftlicher Forderungen und
deren finanziellen Folgen, die
vom Departement des UVEK
gedeckt werden.

Eigner und Kontrolleur
seiner eigenen Firma

im Krebsgang

In der Zivilluftfahrt wird der
öffentlichen Hand eine hohe
Aufsichtspflicht und Kontrol-
le zugewiesen. Diese, so wis-
sen wir, hat durch hochgradi-
ge Verfilzungen zu Swissair-
zeiten gravierende Mängel

„Das in sehr kurzer Zeit ausgearbeitete Konzept bezieht sämtliche am Weiter-
bestehen einer nationalen Fluggesellschaft mit Interkontinental-Verbindungen
interessierten Kreise mit ein. Es darf deshalb als gelungener Versuch gewertet
werden, eine Krise durch gemeinsame Anstrengungen von Privatwirtschaft und
Staat zu meistern.“

Zitat aus der Botschaft des Bundesrates über die Finanzierung des
Redimensionierungskonzeptes für die nationale Zivilluftfahrt vom 7. November 2001 (01.067)

Ist dieser Versuch tatsächlich
gelungen, wie  Bundesrat
und Finanzdelegation das
Parlament und die Öffent-
lichkeit im Oktober 2001 in-
strumentalisiert haben?

Oder wie die vereinigte Lin-
ke zusammen mit den Ge-
werkschaften auf dem Bun-
desplatz lauthals verlangt
hat. Man erinnert sich der
Hochrufe auf die damalige
Unternehmensführung und
den Wirkungen des  Drucks
der Strasse auf Bundesrat
und Parlament.

Von allem Anfang an hat sich
die SVP mit allen Kräften ge-
gen diesen wirtschaftspoliti-
schen Sündenfall zur Wehr
gesetzt. Doch „die Koalition
der Vernunft“ (CVP, FDP und
SP) triumphierten. Seither
wird im Quartalsrhythmus
redimensioniert, nicht ohne
dass die vom Steuerzahler be-
anspruchten finanziellen Mit-
tel von Etappe zu Etappe l’art
pour l’art verbrannt werden.

Eine im März 2003 einge-
reichte Forderung nach einer
PUK zur Klärung der Verant-
wortlichkeiten (UVEK, BAZL
und den Organen der Unter-
nehmung) im Fall des Swiss-
airniedergangs, begleitet von
der CVP, fand keine Mehrheit
im Nationalrat. SP und FDP,
aber auch die Gewerkschaf-
ten waren an einer solchen
Klärung nicht im geringsten
interessiert.

Es macht wenig Sinn, über
die verschüttete Milch zu
jammern.

Wichtiger scheint es der SVP,
die Lehren aus dieser in der
Schweizergeschichte wohl
grössten Vernichtungsaktion
öffentlicher Gelder nach den
unerbaulichen Erfahrungen
die Lehren zu ziehen. Sie hat
dies schon bisher mittels
gezielten Vorstössen eingelei-
tet und wird weitere Vorstösse
zur Be- oder Verhinderung
solcher Fehlentwicklungen
einreichen.

01.462 Pa. Iv. Die demokra-
tische Kontrolle sichern

Die Teilrevision des FHG wur-
de vom Nationalrat mit 150:7
Stimmen angenommen. Der
Ständerat lehnte sie jedoch
ab. Es geht dabei um die Be-
schränkung der Ausgaben-
limite der Finanzdelegation
auf Fr. 250 Millionen, um
nicht Ausgaben unbeschränk-
ter Höhe durch nachträgliche
und daher nur fiktive Geneh-
migung von dringlichen
Nachkrediten durch die Bun-
desversammlung zu verhin-
dern.

Die SPK-N hat an ihrer letz-
ten Sitzung mit 23.0 Stimmen
der FIKO-N beantragt im
Rahmen der Totalrevision des
FHG diese Beschränkung in
die Vorlage aufzunehmen. Die
Finanzdelegation ist ein Kon-
trollorgan des Parlamentes
und kein Hilfsbundesrat. Pro
memoria: Die dringlichen
Kredite, total über 2 Milliar-
den wurden mit der kleinst-
möglichen Mehrheit von 3:2
Stimmen definitiv und end-
gültig abgesegnet!!

ausgewiesen bis hin zur Kata-
strophe. Die Entlassung des
damaligen Chefs des BAZL
zeugt davon. Mit Millionen-
aufwand werden die Sicher-
heitsstandards verbessert.
Gleichzeitig ist man Grossan-
teilseigner bei Unternehmun-
gen der Zivilluftfahrt.

Wirtschaftliche und politische
Interessen kollidieren mit ho-
heitlichen Staatsaufgaben.
Haftungsfolgen der öffentli-
chen Hand müssen mit Ent-
haltungen im Bezug auf das
Weisungsrecht des Eigners an
seinen Vertreter im Verwal-
tungsrat vermieden werden.

Auch das ein weiteres Er-
schwernis bei Engagements
der öffentlichen Hand in Un-
ternehmungen des privaten
Rechts. Ist unter diesen Be-
dingungen der Bund über-
haupt in der Lage, in Unter-
nehmungen des privaten
Rechts mitzutun?

Ist die Frage der persönli-
chen Verantwortung des ein-
zelnen Bundesrates inner-
halb der Kollegialbehörde
geklärt und bekannt?

Hierzu bestehen seit der Tä-
tigkeit einer PUK wissen-
schaftliche Unterlagen, die
auch veröffentlicht wurden.
Es gilt, diesen Erkenntnissen
Rechnung zutragen. Dieser
Frage wird sich die SVP in
nächster Zeit ganz besonders
zuwenden.
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Schweizerischer Luftverkehr:
Eine Auswahl von Zitaten

„Der Bundesrat bekräftigt,
dass er an einer effizienten,
kostengünstigen und den

Steuerzahler
nicht belastenden
Luftfahrtindustrie
interessiert ist.“

(Antwort des Bundesrates auf die
Einfache Anfrage Müller Erich,

12.2.1997)
„Die Swissair braucht uns
nicht, und wir wollen uns

nicht einmischen.“
(Bundesrat Pascal Couchepin,

„Cash“, 23.3.2001)

„Wir haben rasch gehandelt
(...). (...) Dafür haben uns
mehrere Votantinnen und
Votanten gedankt. Das ist
für mich ein erhebendes
Gefühl, das war schon

lange nicht mehr der Fall.
(...) Also, vielen herzlichen
Dank, den Dank gebe ich

natürlich auch an die
Beamten weiter, an Herrn
Siegenthaler von der EFV
und an Herrn Auer vom
Bazl, die hervorragende
Arbeit und aufopfernde

Zeiten hinter sich haben.“
(Bundespräsident Leuenberger vor

dem Ständerat, 17.11.2001)
„Mit den

Investitionszusagen aus der
Privatwirtschaft und dem
finanziellen Engagement

der öffentlichen Hand wird
es möglich sein, eine neue,
wirtschaftlich tragfähige

Fluggesellschaft
aufzubauen und die

Funktion des Flughafens
Zürich als europäischen und

interkontinentalen Hub
aufrecht zu erhalten.“

(Communiqué der Economiesuisse,
22.10.2001)

André Dosé: „Insgesamt
sind wir mit den Kosten

auf Plankurs.“
Frage: „Sie sind überzeugt,
dass die Grösse der Swiss

gerechtfertigt ist?“
André Dosé: „Ich bin nicht
nur überzeugt davon. Ich
sehe das Resultat schwarz

auf weiss. Das Konzept
funktioniert, sowohl

punkto Auslastung wie
auch punkto Ertrag.“
(André Dosé in „Finanz und

Wirtschaft“, 27.7.2002)

“Wir müssen das Primat
der Politik unbedingt

wiederherstellen. Es ist
richtig, Herr Bundesrat

Villiger, dass sich der Bund
bei der Rettung der
Swissair und auch in

der künftigen
Luftverkehrspolitik

engagiert (...).“
(Andrea Hämmerle vor dem

Nationalrat, 4.10.2001)

„Unsere Forderungen
haben einen Abbau

bis zu einer gewissen
Schallgrenz

 immer erlaubt.“
(Werner Marti im „Facts“,

6.2.2003)

„Es sind Fachleute wie
André Dosé, die das Projekt

und den Businessplan
erarbeitet haben. Die

wirtschaftlichen
Grundlagen dieses

Projektes bedeuten, dass
die neue Gesellschaft
aufgrund ihrer tiefen

Kostenstruktur sehr gute
Chancen hat, nicht nur zu

überleben, sondern auch in
eine gute Zukunft zu

fliegen.“
(Susanne Leutenegger Oberholzer
vor dem Nationalrat, 16.11.2001)

„Wer, wenn nicht der Staat,
soll denn handeln, wenn

die Wirtschaft offensichtlich
unfähig dazu ist?“

(Barbara Marty Kälin vor dem
Nationalrat, 16.11.2001)

„Vielmehr übernimmt der
Staat die Verantwortung
für eine zukunftsfähige

Lösung, und das ist positiv.“
(Paul Rechsteiner vor dem
Nationalrat, 16.11.2001)

„Die FDP begrüsst deshalb
die Intervention des
Bundesrates und die

Gewährung eines
Überbrückungskredites an

die Swissair.“
(Duri Bezzola vor dem Nationalrat,

4.10.2001) „Politik und Wirtschaft
haben mit vereinten

Kräften ein definitives
Grounding der Swissair/
Crossair und damit ein
Grounding der Marke

Schweiz abgewendet. Ich
bin stolz auf diese

Leistung.“
(Johann Schneider Amann vor dem

Nationalrat, 16.11.2001)

„Man soll bezüglich
staatlichen Eingriffen
niemals Nein sagen.“

(Franz Steinegger in der
„HandelZeitung“, 2.10.2002)

„Der angekündigte Abbau
war bereits beim
Startschuss der

Airline absehbar.“
(CVP-Pressedienst, 26.2.2003)

„Es ist aber nicht Aufgabe
des Bundes, die Swissair zu
sanieren oder die Crossair
zu führen oder sich daran

zu beteiligen.“
(Ueli Maurer vor dem Nationalrat,

4.10.2001)

„Das Resultat ist absehbar:
Die neue Fluggesellschaft

wird in zwei
Jahren schwarze

Zahlen schreiben.“
(Peter Bodenmann im „Magazin“,

27.10.2001)

„Tatsächlich darf es nicht
sein, dass sich der Bund in

eine Sanierung
hineinziehen lässt, aus
welcher ihm plötzlich

weitere Kosten erwachsen
oder ihn in Zwänge bringen

kann, aus denen er nicht
mehr herauskommt.“

(Max Binder vor dem Nationalrat,
4.10.2001)

Erfolg ist planbar. Wie? Die Gratisbroschüre

 „Das Erfolgsgeheimnis“
gibt Auskunft. Sofort anfordern!

Von Hans Müller, Heimatweg 1, 5040 Schöftland

Inserat



Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP
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Weniger Wohlstand
mit EU-Integration
Der Wirtschafts- und Werkplatz Schweiz ist unter Druck. Seit vie-
len Jahren warnt die SVP vor der verschwenderischen Finanzpoli-
tik und dem ständig ansteigenden Schuldenberg. Auch die zuneh-
mende Steuerbelastung wirkt sich äusserst negativ auf die Standort-
attraktivität aus. Während die anderen Parteien bereits wieder über
neue Steuern nachdenken, erarbeitet die SVP ein Positionspapier
zur Finanz- und Steuerpolitik, das sie im Frühjahr vorstellen wird.
Das Budget 2005, welches
wiederum 2 Milliarden Defi-
zit vorsieht, hat die SVP als
einzige Partei abgelehnt. Eben-
so wehrt sich die SVP als ein-
zige Partei konsequent gegen
neue oder höhere Zwangsab-
gaben.

Nach Ansicht des St. Galler
Ökonomieprofessors Franz
Jaeger hat die Schweiz eine
„fantastische Ausgangslage,
um auch in 25 Jahren Welt-
spitze zu sein“ (Sonntagsblick
vom 6.2.05). Das glauben wir
gerne. Nur: Welche Massnah-
men sind zu ergreifen, damit
unser Land auch tatsächlich
an der Weltspitze bleibt?

Als ersten Grund für die gute
Ausgangslage unseres Landes
führt Jaeger die eigenständi-
ge Geldpolitik der National-
bank an: Tiefe Teuerung, tiefe
Zinsen und ein stabiler Wech-
selkurs – dies sind ausgespro-
chene Stärken unseres Wirt-
schaftsstandorts. Diese Trümp-
fe können wir allerdings nur
so lange ausspielen, wie die
Schweiz nicht Mitglied der
EU ist: Die Ablehnung des
EWR (1992) und des EU-Bei-
tritts (2001) durch die Stimm-
bürger haben namentlich
dazu beigetragen, dass das
Vertrauen in den Schweizer-
franken ungebrochen ist und
die Schweiz punkto Zinsen,
Inflation und Wohlstands-
niveau nach wie vor über-
durchschnittlich abschneidet.
Ein EU-Beitritt würde das
jähe Ende der eigenständigen
Geldpolitik und massive Steu-
ererhöhungen (v.a. MwSt) mit
sich bringen.

Der flexible Arbeitsmarkt
und die „pragmatischen Ge-
werkschaften“ werden von
Jaeger als zweite Stärke ange-
führt. Schweizer Unterneh-
men könnten „unbürokra-
tisch Stellen schaffen“ und die
Arbeitslosigkeit liege „mit 4
Prozent zwei- bis dreimal tie-
fer als im übrigen Europa“.
Diese Qualitäten jedoch sind
kaum haltbar, wenn die Vor-
lage zur Erweiterung der
Personenfreizügigkeit im Sep-
tember angenommen wird.
Mit dieser Vorlage und den
damit verbundenen flankie-
renden Massnahmen werden
die Gewerkschaften gestärkt
und die Bürokratie wesentlich
erhöht. Zudem bringt diese
Erweiterung und die damit
verbundene Zuwanderung
aus sozial schwachen Län-
dern einen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit und, damit ver-
bunden, auch einen massiven
Kostenanstieg im Sozialbe-
reich.

Die Internationalität der
Schweiz und die Spitzenpo-
sition in zukunftsträchtigen
Branchen sind weitere Stand-
ortvorteile. Auch diese Punk-
te hat die SVP immer vertei-
digt: Wir stehen ein für eine
weltoffene Schweiz mit viel-
fältigen internationalen Han-
delsbeziehungen. Damit sind
selbstredend auch die vielen
Länder ausserhalb der Euro-
päischen Union gemeint. Wenn
nun aufgrund der Fokus-
sierung der Personenfreizü-
gigkeit auf die europäischen
Länder dringend benötigte
Arbeitskräfte aus China, Indi-
en oder anderen Ländern auf

Auf der ganzen Welt geniesst
die Marke Schweiz hohes
Ansehen. Pünktlichkeit, Ge-
nauigkeit und Zuverlässigkeit
sind Eigenschaften, die man
der Schweiz und damit
schweizerischen Produkten
zuschreibt. Ob die Marke
Schweiz aber gestärkt wird
durch Auftritte von Herrn
Hirschhorn in Paris, darf hin-
terfragt werden. Auch die
Aussagen von Frau Calmy-
Rey gegenüber Israel oder
Joseph Deiss’ Auftritt in Japan
dürften unser weltweites An-
sehen kaum stärken. Statt der
aktivistischen und unbeholfe-
nen Aussenpolitik wäre etwas
mehr Zurückhaltung und eine
gleichzeitige Verschiebung
der Prioritäten auf die Aussen-
wirtschaftspolitik angezeigt.

Das World Economic Forum
kommt in seinem „Global
Competitiveness Report 2004/
05“ zu weniger erfreulichen
Schlüssen für die Schweiz als
Professor Jaeger. Unser Land
hat einen weiteren Rang ver-
loren und rutscht von Positi-
on 7 (2003) auf Position 8
(2004) ab. Dies ist zwar nicht
dramatisch, muss aber ernst-
genommen werden. Als
Hauptprobleme werden die
verheerende Finanzpolitik,
die steigende Steuerbelastung,
die Bürokratie und die ineffi-
ziente Verwaltung angeführt.
Also genau diejenigen Punk-
te, auf welche die SVP seit
Jahren aufmerksam macht.
Die Stimmbürger tun gut
daran, genau abzuwägen, auf
wen sie vor den Europaab-
stimmungen im Sommer 2005
hören sollen.

der Strecke bleiben, so nützt
dies nichts, sondern schadet
der Wirtschaft.

Auch das hohe Niveau in der
Grund, Berufs- und Weiter-
bildung wird von Franz Jaeger
als Stärke angeführt. Die gute
Qualität der Bildung trifft je-
doch nicht mehr für alle Be-
reiche zu. Immer mehr Ge-
werbebetriebe beklagen sich
über die schlechte Bildung der
Schulabsolventen. Lehrstel-
lenmangel hat also nicht etwa
mit fehlender staatlicher Ak-
tivität zu tun, sondern viel-
mehr mit einer verfehlten
Ausrichtung der Schulen.
Unkontrollierte Zuwande-
rung führt unweigerlich dazu,
dass die Bildungsstandards
nicht mehr gehalten werden
können. Die oft falsche Prio-
ritätensetzung im universitä-
ren Bereich (immer mehr Psy-
chologen; im Verhältnis im-
mer weniger Techniker und
Naturwissenschaftler) führt
zu weiteren Engpässen. Auch
diese Problematik gilt es im
Auge zu behalten.

Country Rankings 04-05

1. Finland
2. USA
3. Sweden
4. Taiwan
5. Denmark
6. Norway
7. Singapore
8. Switzerland
9. Japan
10. Iceland
11. United Kingdom
12. Netherlands
13. Germany
14. Australia
15. Canada
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Ein Dutzend Lügen der

Das Dubliner Erstasylabkommen ist Bestandteil des Schengen-
Vertrages. Die Artikel dieses Abkommensteils wurden geschaf-
fen, um sicherzustellen, dass jedes Asylgesuch mindestens
einmal, aber auch nur einmal im Gebiet der Vertragsstaaten
behandelt wird. Das Integrationsbüro hat selbst zugegeben,
dass das primäre Ziel des Dubliner Abkommens nicht die
Verminderung der Asylzahlen ist (www.europa.admin.ch/
nbv/expl/faq/d/faq.pdf, S. 9)! Es soll nur verhindern, dass
Asylsuchende von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat reisen und in
jedem Land ein neues Gesuch stellen.

Das Verfahren wird theoretisch in dem Staat durchgeführt, in
dem die Einreise in den Schengen Raum erfolgte. Praktisch ist
es jedoch so, dass das Asylgesuch in dem Staat durchgeführt
wird, in welchem der Asylsuchende als Erster erfasst wird,
ausser wenn bewiesen werden kann, wo die Einreise erfolgte.
Diese Vorschriften haben den Nachteil, dass Staaten wie die
Schweiz, welche Asylsuchende vorschriftsmässig erfassen,
am meisten Gesuche zu behandeln haben. An ihnen bleibt
dann auch die Rückschaffung in die Heimatländer hängen.

Ohne Grenzkontrollen würden Asylsuchende über die Nach-
barländer unregistriert und ungehindert in die Schweiz kom-
men, wo sie dann ihr Gesuch stellen würden. Damit hätte die
Schweiz am Schluss mehr Asylgesuche zu behandeln als heute.

Schengen bringe
mehr SicherheitLüge 1

Schengen bringt nicht mehr, sondern weniger Sicherheit, denn
Schengen ist kein Sicherheitsvertrag, sondern ein Vertrag über
den Abbau der Grenzkontrollen zur Gewährleistung der
Personenfreizügigkeit in Europa. Das, was uns der Bundes-
rat als Sicherheitskonzept verkauft, sind quasi die „flankie-
renden Massnahmen“ zum beabsichtigen Grenzabbau. Die
Optimierung der polizeilichen Zusammenarbeit über das eu-
ropäische System des Informationsaustausches (SIS) und die
Fingerabdruckdatenbank EURODAC sind nicht geschaffen
worden, um die Sicherheit der Mitgliedstaaten zu erhöhen,
sondern um den Sicherheitsverlust durch einen Abbau der
Grenzen nicht katastrophal werden zu lassen.

Wenn wir die Grenzkontrollen abschaffen, werden Jahr für Jahr
mehr als 100‘000 Personen, die heute noch an der Grenzen
zurückgewiesen werden können, und über 30‘000 Verbrecher,
die heute noch an der Grenze verhaftet werden, einfach unge-
hindert in die Schweiz spazieren. (Vgl. Graphik rechts unten).

Schengen bringe
weniger AsylantenLüge 2

Gemäss Schengen-Vertrag ist die Kontrolle von Personen al-
lein auf Grund der Tatsache, dass sie die Grenze überschrei-
ten, nicht zulässig. Die Eidgenössische Zollverwaltung selbst
hat in ihrer Pressemitteilung vom 4. Februar 2005 bestätigt,
dass mit der Assoziierung zu Schengen „keine systematischen
Kontrollen mehr erlaubt“ sein werden.
(www.europa.admin.ch/nbv/medien/2005/d/pm_050204.pdf)

Schengen ändere
an der Grenze nichtsLüge 3

Das Grenzwachtkorps wird zwar weiter versuchen, Waren-
kontrollen auf Schweizer Boden bei der Grenze durchzufüh-
ren, wie dies aber konkret aussehen soll, wenn systematische
Kontrollen allein auf Grund eines Grenzübertritts nicht mehr
erlaubt sind, ist noch offen. Da schon die so genannten
Schleierfahndungen, also die mobilen Personenkontrollen
im grenznahen Raum seitens der EU-Kommission kritisiert
wurden, dürften auch die Warenkontrollen als Behinderung
des freien Personenverkehrs kritisiert werden. Die Zollver-
waltung beschränkt sich bisher auf die Zusicherung, es würde
kein Personal abgebaut, und die Warenkontrollen würden in-
direkt die gleichen Fahndungsergebnisse bringen wie die heu-
tigen Grenzkontrollen.

Schengen liegt primär im Gesamtinteresse derer, die näher zur
EU rücken bzw. der EU beitreten wollen. Zwar haben unsere
Sicherheitsorgane ein Interesse an der Zusammenarbeit mit
den Datenbanken der EU. Wenn diese Sicherheitszusammen-
arbeit aber mit dem Abbau der Grenzkontrollen bezahlt wer-
den muss, sind unter dem Strich die Kosten grösser als der
Nutzen. Und dieses Minus im Sicherheitsbereich ist kaum
im Gesamtinteresse der Schweiz.

Schengen gewährleistet lediglich den freien Personenverkehr.
Es geht bei diesem Vertrag also weder um von der Wirtschaft
benötigte Arbeitskräfte noch um von der Wirtschaft zu han-
delnde Waren oder Dienstleistungen. Schengen hat also mit
der Wirtschaft schlicht und ergreifend keinerlei Zusammen-
hang. Wer etwas anderes behauptet, vertritt nicht die Interes-
sen der Wirtschaft, sondern setzt sich dem Verdacht aus, ge-
wissen Parteikollegen und Euroturbos im Bundesrat einen
Gefallen erweisen zu wollen.

Schengen liege im Gesamt-
interesse der SchweizLüge 4

Die Wirtschaft
brauche SchengenLüge 5

Bundesrätin Calmy-Rey beteuert, mit dem Schengen-Vertrag
sei das Bankkundengeheimnis im Bereich der direkten Steu-
ern für die Schweiz und damit auch der Finanzplatz Schweiz
gesichert (unter anderem www.europa.admin.ch/pub/vortrag/
d/ref_041106.pdf, S. 5). Die Formulierung ist nicht zufällig
gewählt. Tatsache ist, dass der Bundesrat das Bankkunden-
geheimnis nicht nur aufs Spiel gesetzt, sondern im Bereich
der indirekten Steuern preisgegeben hat.

Schengen sichere
den FinanzplatzLüge 6

Schengen bewahre
unsere SouveränitätLüge 7

Schengen leistet keinen Beitrag zur Souveränität der Schweiz,
sondern führt im Gegenteil zu einem Abbau der Eigen-
ständigkeit im Justiz- und Polizeibereich. Die Schweiz wird
mit Schengen ihre Grenzen nicht mehr kontrollieren dür-
fen, keine eigenständige Visumspolitik mehr betreiben kön-
nen, und sie hat kein formelles Mitentscheidungsrecht bei
der Weiterentwicklung von Schengen. Will die Schweiz eine

Entlarvt!
Entlarvt!



Schengenbefürworter

Jahrelang sind die Touristen in die Schweiz gekommen ohne
dass die Schweiz und die EU für ein gemeinsames Visum zu
haben gewesen wären. Und jetzt soll dies plötzlich anders sein
und die Touristen nicht mehr kommen?

Solange die Schweiz eine unabhängige Visumspolitik führen
kann, steht es ihr auch frei, Touristen mit einem Schengen-
Visum in der Schweiz willkommen zu heissen.

Wenn die Schweiz aber Schengen beitritt, ist es vorbei mit der
Selbständigkeit im Visumsbereich. Dann bestimmt Schengen,
welche Leute zu welchen Bedingungen in der Schweiz als Tou-
risten willkommen sind. Wer schon einmal ein Schengen-
Visumsformular ausgefüllt hat, weiss, dass das Formular
kaum touristenfreundlich ist. Ohne Schengen haben also auch
die Touristen bei uns bessere Karten.

Entwicklung der EU im Bereich Schengen nicht mittragen,
bleibt nur die Kündigung.

Der Bundesrat selbst hat in der Botschaft zu den Bilateralen
I festgehalten, dass Schengen die Abtretung von Souveräni-
tätsrechten an die EU darstelle.

Schengen führe
nicht zum EU-BeitrittLüge 8

Im Gegensatz zu den anderen Bilateralen Verträgen schliesst
die Schweiz mit Schengen einen „dynamischen“ EU-Vertrag
ab. Die Schweiz übernimmt im Bereich Schengen nicht nur
den gesamten bisherigen Rechtstext, sondern hat auch sämtli-
che künftigen Schengen-Regelungen, ohne bei deren Ausge-
staltung mitbestimmen zu können.

Zwar hat die Schweiz ein Mitspracherecht und es steht ihr
frei, jede neue Regelung anzunehmen oder abzulehnen. Lehnt
sie ab, wird der Schengen-Vertrag durch die EU gekündigt, was
dazu führen würde, dass all die eingeführten Änderungen
wieder rückgängig gemacht werden müssten. Faktisch wird die
Schweiz deshalb alle neuen Regelungen und Verpflichtungen -
täglich befassen sich etwa 30 Ausschüsse mit der Weiterentwick-
lung des Schengen-Rechts - übernehmen. Einmal bei Schengen,
wird die Schweiz dabei bleiben, bis zum EU-Beitritt.

Es wird suggeriert, die Bilateralen II und damit Schengen sei-
en praktisch zum Nulltarif zu haben. Dabei wird von einer
Ersparnis in Millionenhöhe im Asylbereich ausgegangen, was
kaum realistisch ist.

In jedem Fall entstehen aber immense Kosten bei der An-
passung der Informatik- und Kontrollsysteme für die Zusam-
menarbeit mit dem SIS und dem Eurodac. Der Bundesrat
rechnet in seiner Botschaft zu den Bilateralen II mit Mehrauf-
wendungen für Schengen von 8,2 Millionen im Jahr 2006, 7,3
Millionen im Jahr 2007 und weiteren 6,6 Millionen im Jahr
2008. Dazu kommt ebenfalls gemäss Bundesrat ein zusätzli-
cher Personalbedarf.

Schengen
koste uns nichtsLüge 9

Ohne Schengen blieben
die Touristen wegLüge 10

Die Schweiz unterhält weltweit mit allen Staaten gute Bezie-
hungen und pflegt auch mit der EU als wichtigsten Handels-
partner regen Austausch. Von Abschottung kann also nicht
die Rede sein. Der Begriff ist pure Angstmacherei von Leu-
ten, die vor allem selber Vorteile aus dem Beitritt ziehen und
sich in Brüssel tummeln wollen.

Schengen war ein Anliegen des Schweizer Bundesrates und
die Annahme oder Ablehnung ist damit reine Schweizer An-
gelegenheit. Der EU ist es egal, ob die Schweiz die Grenz-
kontrollen abbaut oder nicht bzw. bei Schengen dabei ist oder
nicht. Das Nein zu Schengen ändert somit nichts an den ge-
genwärtigen Beziehungen zur EU.

Ohne Schengen
hätten wir nichtsLüge 11

Ein Nein zu Schengen ändert nichts an den bestehenden Ver-
trägen mit der EU. Die Schweiz steht also ohne Schengen sehr
gut da, nämlich mit Verträgen über die Handelszusammenarbeit
in verschiedenen Bereichen. Wir haben ohne Schengen also
nicht nichts, sondern viel mehr, nämlich mehr Sicherheit.

Ein Nein zu Schengen
bedeute AbschottungLüge 12

Entlarvt!Entlarvt!

Art der Intervention 1999 2000 2001 2002 2003 2004
des GWK an der Grenze

- zurückgewiesene Personen 108‘247 109‘518 105‘734 110‘127 101‘219 88‘735
(Einreisevoraussetzungen
nicht erfüllt)

- Über von Personen an die Polizei 30‘970 26‘456 26‘732 32‘290 34‘063 35‘294

- Illegal eingereiste Personen 10‘489 5‘668 4‘967 7‘405 8‘181 6‘943

- Ausweisfälschungen 1‘762 1‘684 1‘864 1‘986 1‘934 1‘880

- Drogenschmuggel 2‘806 3‘657 4‘302 4‘823 3‘535 2‘681

Interventionen des GWK (Quelle: Jahresbilanz des Zentralen Kommando Grenzwachtkorps 2004 und 2005
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Wieder 1 Milliarde ins
Ausland verschenken? So nicht!

Bundesrat Leuenberger hat es
beim Landverkehrsabkom-
men vorgemacht. Man gehe
nach Brüssel, mache einen
schlechten Vertrag und ver-
kaufe diesen in der Schweiz
als Sieg. Die Geschichte wie-
derholt sich. Diesmal ist es
Bundesrätin Calmy-Rey, die
Brüssel Zahlungen von 1 Mil-
liarde in den an die „Förde-
rung der sozialen und wirt-
schaftlichen Kohäsion in
Europa“ zusichert. In der
Schweiz wird dann kommu-
niziert, die Schweiz profitiere
von dieser Osterweiterung, da

(SVP) Einmal mehr verkauft uns ein linker Bundesrat einen
Europadeal als Geschäft des Jahrhunderts. 1 Milliarde Franken soll
von der Schweiz an die Kohäsion in Europa beigesteuert werden.
Freiwillig und informell wie es heisst. Tatsache ist, man hat erneut
der EU-Zwängerei nachgegeben und will keinen Volksentscheid zur
Geldverschleuderung. So nicht! Die SVP fordert die Regelung sol-
cher Zahlungen in einem Staatsvertrag, damit das Volk seine Mei-
nung zu diesem Deal äussern kann und die nötige Rechtssicherheit
erreicht wird.

diese ein „wesentlicher Bei-
trag zu Frieden, Stabilität und
Prosperität in Europa“ sei.

Es ist klar, dass die EU auf-
grund des wirtschaftlich und
sozial wesentlich tieferen Ni-
veaus der neuen EU-Staaten
enorme Geldmittel braucht,
um die Strukturhilfe finanzie-
ren zu können. Das ist der
Hintergrund der EU-Forde-
rungen nach Kohäsionszah-
lungen der Schweiz – und
nicht der Profit unseres Lan-
des. Es ist unverständlich,
warum der Bundesrat der

Zwängerei der EU-Kommissi-
on nachgegeben hat.

Offensichtlich versteht auch
die EU die Zahlung der
Schweiz auch nicht als frei-
willig, sondern interpretiert
diese als Verpflichtung der
Schweiz. Daher will die EU
auch einen Staatsvertrag und
nicht ein Agreement of Und-
erstanding. Der wahre Grund
für diese vom Bundesrat an-
gestrebte Rechtsform ist aller-
dings nicht die Unverbind-
lichkeit, sondern die Absicht,
den Deal am Volk vorbeizu-

schmuggeln. Dies wiederum
wirft einmal die Frage nach
der Glaubwürdigkeit des Bun-
desrates auf. Umgekehrt bräch-
te ein Staatsvertrag die nötige
Rechtssicherheit und Unab-
hängigkeit gegenüber der EU.

Aus diesem Grund fordert die
SVP Bundesrätin Calmy-Rey
in einem persönlichen Schrei-
ben auf, die Frage dieser Ko-
häsionszahlungen im Rahmen
eines Staatsvertrags zu regeln
– so dass auch die Stimmbür-
ger via Referendum darüber
befinden können.

Auch angesichts der bevorste-
henden, im Ausgang völlig of-
fenen Abstimmungen zu den
Bilateralen I (Erweiterung
Personenfreizügigkeit) und
Bilateralen II (Schengen/
Dublin) wie auch angesichts
der enormen Summe von 1
Mia. Franken ist es zwingend
angezeigt, das Volk über die-
se Zahlungen entschieden zu
lassen.

Wettbewerb

Lösungsantwort: ..................................................................................................................................................................

Name ................................................................................................ Vorname ...................................................................

Adresse ......................................................................................................... PLZ/Ort ..........................................................

Talon einsenden an: Generalsekretariat SVP, Postfach, 3000 Bern 26, per Fax an 031 300 58 59 oder Mail gs@svp.ch

Einsendeschluss: Freitag, 11. März 2005

Welcher Eidg.
Parlamentarier verbirgt
sich hinter diesem Bild?

Kleiner Tipp:
Der gesuchte Parlamentarier
ist in dieser Ausgabe abgebildet.

Unter allen
richtigen
Einsendungen
verlosen wir
3 praktische
SVP-Rucksäcke
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Alle Augen sind auf
den Ständerat gerichtet!
In der Frühlingssession stehen vor allem im Ständerat zentrale Ge-
schäfte an. Für einmal rückt somit die kleine Kammer ins Rampen-
licht. Unsere acht Standesvertreter sind gefordert. Es stehen finanz-
politisch relevante Vorlagen zur Diskussion, aber auch die Debat-
ten zum Asyl- und zum Ausländergesetz.

Nationalbank-
gewinne für die

AHV?

Nachdem der Bundesrat nun
eigenmächtig entschieden
hat, zwei Drittel der über-
schüssigen Goldreserven in
die Kantone und einen Drit-
tel in die Bundeskasse fliessen
zu lassen, hat das Parlament

noch die Volksinitiative «Na-
tionalbankgewinne für die
AHV», die so genannte KO-
SA (Komitee für eine sichere
AHV) –Initiative, zu beraten.
Die SVP hat schon angesichts
der unseligen Diskussionen
über die überschüssigen Gold-
reserven unterstrichen, dass
eine Unterstützung der Initi-

ist im Stöckli eine konsequen-
te Sparhaltung im Interesse
kommender Generationen
gefragt.

Asyl- und Aus-
ländergesetz

Es ist zu hoffen, dass die von
Bundesrat Blocher in die
ständerätliche Kommission

die Einschränkung des Fami-
liennachzuges zum primären
Ziel, da heute rund 40 % der
Zuwanderung auf diesem Weg
erfolgt. Nachdem die Perso-
nenfreizügigkeit mit der EU
Teil der bilateralen Abkom-

Ständerat Christoffel Brändli,
Landquart (GR)

Ständerat Alex Kuprecht,
Pfäffikon (SZ)

Ständrat Maximilian Reimann,
Gipf-Oberfrick (AG)

Ständerat Hermann Bürgi,
Dussnang (TG)

Ständerat Hans Lauri,
Münsingen (BE)

Ständerat This Jenny,
Glarus

Ständerat Hannes Germann,
Opfertshofen (SH)

Ständerat Hans Hofmann,
Horgen (ZH)

ative denkbar ist, falls die
Goldreserven nicht in die
AHV fliessen.

Entlastungs-
programm 04

Das Entlastungsprogramm ist
schon in der vom Bundesrat
vorgelegten Form kein echtes

Sparprogramm. Nun will aber
die ständerätliche Kommissi-
on noch weniger sparen, und
die SP-Ständeräte doppeln
mit einem Minderheitsantrag
nach und verlangen eine wei-
tere Reduktion des Entlas-
tungsprogramms und gleich-
zeitig neue Einnahmequellen.
Als ob der Schuldenberg nicht
schon hoch genug wäre! Jetzt

eingebrachten Verbesserun-
gen definitiv Eingang in die
Vorlage finden und ein ver-
schärftes Asylgesetz an den
Nationalrat gehen wird. Die
SVP-Vertreter in der Kommis-
sion, die Ständeräte Kuprecht
und Reimann haben entspre-
chende Vorarbeit geleistet.
Beim Ausländergesetz gehört

men ist, verbleiben nur weni-
ge Steuerungsmöglichkeiten.
Dazu gehört eine enge Be-
schränkung des Familien-
nachzugs für Nicht-EU-Ange-
hörige und natürlich ein Nein
zur Ausdehnung der Freizü-
gigkeit auf die neuen Mitglied-
staaten im September dieses
Jahres.

Die Weichen für die richtigen
Entscheide hat die Fraktion an
ihrer zweitägigen Sitzung in
Bad Ragaz gestellt. Jetzt liegt
es an den Ständeräten, die Be-
schlüsse einzubringen.

Aliki M. Panayides,
stv. Generalsekretärin SVP
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........ Expl. Sitzungsmappe schwarzes Kunstleder, A4, diskrete Logo-Prägung Fr. 49.--
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Roland Borer will
die Chance packen
Am 27. Februar wählen die Solothurnerinnen und Solothurner ein
neues Kantonsparlament und eine neue Regierung. Während das
Parlament von 144 auf 100 Sitze verkleinert wird, gilt es im fünf-
köpfigen Regierungsrat zwei Vakanzen zu besetzen. Für die SVP
tritt Nationalrat Roland F. Borer zur Wahl an. Und seine Chancen
sind intakt. Aber es zählt jede Stimme.
Die heutige Zusammenset-
zung in der Solothurner Re-
gierung sieht wie folgt aus: 2
FDP, 2 SP, 1 CVP. Nun haben
die SP und die FDP je eine
Vakanz zu besetzen. Die SVP,
die bisher noch nie in der
solothurnischen Regierung
war, greift mit Nationalrat
Roland Borer einen Sitz der
SP an.

Breit
abgestützt

Borer hat bei den National-
ratswahlen jeweils beste Re-
sultate erzielt. Und er hat als
einziger der neuen Regie-
rungsratskandidaten ein mög-
liches Regierungsprogramm
deklariert, welches auch in
den Reihen der Freisinnigen
und der CVP Anklang fand.

„Geht nicht,
gibt‘s nicht.“

„Ich brauche keine Liste von
Problemen, sondern Lösun-
gen“, sagte Borer im Wahl-
kampf und fügte an: „Geht
nicht, gibt’s nicht.“ Die Regie-
rung und die Verwaltung müs-
sen für die Bevölkerung da
sein und nicht umgekehrt. Als
solothurnischer Regierungsrat
will Roland Borer die Kräfte
konzentrieren und nicht über-
all ein bisschen etwas tun.
Polizisten sollen nicht mehr
zu „Psychotherapeuten“ aus-
gebildet werden, sondern zu
Freunden und Helfern, die
weniger diskutieren und ent-
schlossener durchgreifen. Das
Motto „Geiz ist geil“ sei zu-

mindest bei den Spitälern im
Kanton Solothurn fehl am
Platz, erklärt Roland Borer. Es
dürfe keine unsinnigen Spi-
talschliessungen oder noch
schlimmer, Stilllegungen vor-
handener Infrastrukturen
mehr geben, die man dann
andernorts für Millionen von
Steuerfranken wieder aufbau-
en müsse.

Fehlentwicklung
korrigieren

Staatsangestellte will Roland
Borer so viele wie nötig aber
so wenig wie möglich. Per-
sonalabbau bei der Verwal-
tung soll über Vakanzen erfol-
gen. Jede überflüssige Stelle
müsse sofort aus den Organi-
grammen verschwinden. Die
laufende Staatsrechnung will
der SVP Kandidat wesentlich
nach unten korrigieren. Noch
immer baue jede Organisa-
tionseinheit bei der Budge-
tierung Reserven ein. Damit
müsse Schluss gemacht wer-
den. Der Kanton Solothurn
sei steuerlich attraktiv für So-
zialfälle und niedrige Einkom-
men, völlig unattraktiv hinge-
gen für mittlere und höhere
Einkommen. Diese dramati-
sche Fehlentwicklung will
Roland Borer als Regierungs-
rat korrigieren.

An die Urnen!

Da sich eine Kandidatin und
sechs Kandidaten für die fünf
Regierungssitze bewerben,
muss von einem zweiten
Wahlgang ausgegangen wer-
den. Es ist deshalb wichtig,
dass Roland Borer am 27. Fe-
bruar 2005 möglichst viele
Stimmen holt. Also: An die
Urnen, liebe Solothurner-
innen und Solothurner.

 Kantonsrat Roman S. Jäggi,
Fulenbach (SO)

Nationalrat Roland Borer
Stockackerstrasse 17
4703 Kestenholz

Telefon: 079 330 38 38
Telefax: 062 393 29 85
E-Mail: roland.borer@bluewin.ch
53-jährig

Heutige berufliche Tätigkeit

Unternehmer / Unternehmensberater

Beruflicher Werdegang

- bis 1979: Auslandtätigkeit als Verkaufsingenieur
- bis 1991: Instruktionsoffizier der Luftwaffe

Militär

Major Luftwaffe

Politik

- Kantonsrat bis 1992
- Nationalrat seit 1991
- NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
- NR Sicherheitspolitische Kommission
- NR Mitglied und Präsidium diverser Subkommissionen
- verschiedene parteiinterne Führungsgremien

Hobbies

- Wassersport, mein Hund und Sport im Allgemeinen

Interessenbindungen

- Mitglied des VR der Bosec Consulting GmbH, Kestenholz
- Mitglied des VR der Fun & Business AG, Egerkingen
- Mitglied des VR der GäuSino AG, Egerkingen
- Mitglied des VR der MTH AG, Hémérence
- Mitglied des Stiftungsrats der Stiftung Neu Bechburg,

Oensingen
- Vorstandspräs. Verein Freunde der Dampfschifffahrt auf

den Juragewässern
- Vorstandsmitglied des Vereins Automobilclub ACS

Sektion Mitte
- Mitglied Groupe de réflexion santé, Groupe mutuel

Versicherung, Martigny



14 SVP Kanton Luzern

Widerstand gegen die
Entmachtung des Souveräns!

Eigentlich sind die Zuständigkeiten in der Einbürgerungsfrage klar:
Bund und Kantone setzen die Voraussetzungen für die Erteilung
des Bürgerrechts fest. Den Entscheid treffen die Gemeinden, wo-
bei sie bei der Bestimmung des dafür zuständigen Organs völlig
frei sind. Ihr Entscheid ist endgültig. So will es die Verfassung.
Am 9. Juli 2003 hat nun das
Bundesgericht in zwei landes-
weit für Aufregung sorgenden
Urteilen erklärt, Einbürge-
rungen seien reine Verwal-
tungsakte und müssten als
solche begründet werden. Da
dies bei Urnenabstimmungen
systembedingt nicht möglich
ist, seien diese verfassungs-
widrig. Seither ist in den
Schweizer Gemeinden und
Kantonen das Chaos bei Ein-
bürgerungsentscheiden per-
fekt. Wir in Emmen zum Bei-
spiel nehmen seither über-
haupt keine Einbürgerungen
mehr vor, solange die Rechts-
lage nicht endgültig geklärt ist.
In gewissen Kantonen greifen
Regierungsräte – ohne irgend-
welche Rechtsgrundlage – un-
verblümt in Einbürgerungs-
entscheide von Gemeinden
ein. Teilweise stossen sie auf
Widerstand, teilweise beugen
sich die Gemeindebehörden.
Im luzernischen Buttisholz
zum Beispiel wurde kürzlich
das Einbürgerungsgesuch ei-
ner Ex-Jugoslawin auf Emp-
fehlung des Gemeinderates
mit nur zwei Gegenstimmen
an der Gemeindeversamm-
lung abgelehnt. Was macht die
Unterlegene? Sie fechtet den
Entscheid beim Regierungsrat
an und bekommt Recht.

Einmischung
in die Politik

Mit seinen jüngsten Entschei-
den zur Einbürgerungsfrage
stellt das Bundesgericht die
demokratische Ordnung un-
seres Landes auf den Kopf
und mischt sich in die Politik
ein. Der Verfassungsgrund-
satz, wonach der Entscheid

ein freier, der Gemeinde vor-
behaltener Entscheid sei, wird
durch die Bundesgerichts-
praxis klar verletzt. Darunter
leidet die Demokratie in un-
serem Land. Dafür werden
Masseneinbürgerungen Tür
und Tor geöffnet. Ganz zur
Freude linker Umverteilungs-

September 2003 hat die Dele-
giertenversammlung der SVP
auf der Aelggi-Alp (OW) des-
halb die Lancierung einer
Volksinitiative beschlossen,
welche die demokratischen
Rechte der Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger bei Einbürge-
rungsentscheiden wahrt. Kon-

parteien, die sich davon zu-
sätzliches Stimmvolk erhof-
fen. Als könnte die alarmie-
rend hohe Ausländerquote
dadurch beseitigt werden,
dass man Zehntausende von
Ausländern kurzerhand zu
Schweizern erklärt. Inklusive
Kriminelle, wie es kürzlich in
der Stadt Luzern geschehen
ist. Vielleicht versucht man
damit, die jahrelange unver-
antwortliche Verniedlichung
des Ausländer- und Asyl-
problems zu vertuschen. Die-
se Manipulationen der Statis-
tik können nur gelingen,
wenn zuvor der Souverän ent-
machtet worden ist.

Gegen diese Gelüste, den
Souverän zu entmachten, ist
Widerstand angesagt. Am 13.

kret verfolgen wir damit zwei
Ziele.

Einbürgerungs-
entscheid durch
den Souverän

Erstens sollen die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbür-
ger jeder Gemeinde selbstän-
dig festlegen können,  ob der
Einbürgerungsentscheid
durch den Souverän im Rah-
men einer Gemeindever-
sammlung oder an der Urne
erfolgen soll, oder aber durch
dessen Vertreter im Gemein-
derat, im Gemeindeparlament
oder in einer durch das Volk
gewählten Kommission. Die-
se Leute kennen die spezifi-
schen Gegebenheiten und

Bedürfnisse ihrer Gemeinde
und können daher am besten
beurteilen, wen sie als Voll-
mitglied in ihre Gemeinschaft
aufnehmen wollen und wen
nicht. Dass die Gemeinden
sehr wohl mit Einbürgerun-
gen umzugehen wissen, hat
die Vergangenheit gezeigt.

Zweitens will die Initiative auf
Verfassungsebene verankern,
dass eine Begründung oder
gar eine Rechtfertigung für ei-
nen demokratisch getroffenen
Entscheid nicht nötig ist. Nur
so ist die unverfälschte und
freie Meinungsäusserung ge-
währleistet. Offenbar genügt
es dem Bundesgericht nicht,
dass die Bundesverfassung in
Artikel 34, Absatz 2 den
Stimmbürgern bei der Ausü-
bung ihrer politischen Rech-
te ausdrücklich garantiert,
dass sie nach „freier Willens-
bildung“ mit „unverfälschter
Stimmabgabe“ entscheiden
können. So wie es bei jeder
anderen Wahl auch der Fall
ist. Bei den Nationalrats-
wahlen zum Beispiel wählen
wir ja auch Politikerinnen
und Politiker, die wir nicht
kennen, und trotzdem unter-
stellt uns niemand Willkür bei
unseren Entscheiden.

Und sowieso: Wenn Auslän-
der gegen den Willen einer
Bevölkerungsmehrheit einge-
bürgert werden, führt das
genau zu jener Ausländer-
feindlichkeit, die man eigent-
lich bekämpfen möchte. Man
erweist damit jenen Auslän-
dern, die sich mit allen Rech-
ten und Pflichten, aber auch
mit dem Herzen bei uns inte-
grieren wollen, einen Bären-
dienst.

Die mit der Einbürgerungs-
frage verbundenen Traditionen
und Emotionen lassen sich
nicht einfach so mit juristi-
schen Mitteln wegfegen.

Daniel Bühlmann, geboren 1961, aus Emmenbrücke, kandidiert für die
SVP Kanton Luzern als Regierungsrat
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Ein Sitz in Neuenburgs
Regierung - ein Wunschtraum?
Die SVP Neuenburg geht nicht mit leeren Händen in die Wahlen.
Sie präsentiert an ihren ersten kantonalen Wahlen fünf qualifizier-
te Kandidaten.
Jean-Charles Legrix

La Chaux-de-Fonds, geboren
am 5. September 1962. Tätig
im Finanzbereich der Swatch
Group. Er ist Präsident der
SVP La Chaux-de-Fonds
Fraktionspräsident im Gene-
ralrat, best gewählter Bürger-
licher. Seine Hauptziele: Die
Eigenverantwortung zu för-
dern, um einen schlanken und
schuldenfreien Staat zu reali-
sieren. Die Sozialausgaben

präsident der SVP, Gemeinde-
rat und Nationalrat. Charis-
matisch, intelligent und ein
brillanter Politiker, und trotz
all seiner Qualitäten beschei-
den. Seine Hauptziele: die
notwendigen Reformen an die
Hand zu nehmen, um die
Wirtschaft wieder in Gang zu
bringen. Es ist Zeit, sich ver-
tiefter mit den Problemen des
Strassennetzes im Kanton zu
befassen ohne sich dabei
immer auf Bern zu fixieren

Seine Devise: Zwischen dem
Nützlichen, dem Notwendi-
gen und dem Unabdingbaren
zu unterscheiden. Was ihn
nervt: Die Politik der Nicht-
entscheide und des «Ein bis-
schen für alle». Sie zeigt für
den Kanton verheerende Fol-
gen, sowohl auf der Steuer-
ebene, bei den Finanzen wie
auch bei der Attraktivität.
Sein Vorschlag: In Zukunft
einfacher, effektiver und öko-
nomischer zu denken. Es ist

die heiklen Probleme der Kos-
ten der Krankenkassenpro-
bleme anzugehen sind. Was
ihn nervt: Die schlechte Ge-
schäftsführung beim kantona-
len Gesundheitswesen, die
seit einer ganzen Reihe von
Jahren festzustellen ist, und
die Doppelspurigkeiten, die
mit etwas Sinn für Wirtschaft-
lichkeit – der leider fehlt –
hätten vermieden werden
können. Was ihn freut: Der
Humanismus, der für ihn be-
deutet, den Menschen mit sei-
nem ganzen Potential, seinen
Qualitäten und Fehlern in den
Vordergrund zu rücken. Und
der sicher nicht zu verwech-
seln ist mit dem linken so ge-
nannten Humanismus, der
eigentlich Vetternwirtschaft
ist.

Pierre-Alain Storrer
Corcelles-Cormondrèche, ge-
boren am 10.  September
1946. Industrieler, Verwal-
tungsrat, Präsident der UBAH
(association regroupant les
fabricants de composants
horlogers), Mitglied des Rates
der Fédération Horlogère
Suisse, ständiges Vorstands-
mitglied der Horlogerie Euro-
péenne. Sein Ziel: Den der
SVP zustehenden Platz auf
der politischen Plattform des
Kantons Neuenburg zu füllen.
Was ihn nervt: Die fehlende
Strenge, der fehlende Mut und
der fehlende Wille der Regie-
rung angesichts des Sirenen-
gesangs der Linken. Was ihn
freuen würde: Das Finanz-
departement zu übernehmen,
wenn er gewählt würde.

Die Liste präsentiert sich also
mit Kandidaten erster Güte!
Damit ist eine gute Basis ge-
schaffen, dass der Sitz in der
Neuenburger Regierung kein
Wunschtraum bleibt, sondern
am 10. April 2005 Realität
wird.

Gilberte Demont
Koordinatorin UDC Romande

auf ein Minimum zu reduzie-
ren, dafür prioritär denen zu
helfen, die arbeiten wollen.
Ausserdem alles daran zu set-
zen, um die Wirtschaft anzu-
kurbeln und Wohlstand zu er-
zeugen. Was ihn freut: Das
Potential von Neuenburg.
Dieser Kanton hat alles. Er
liegt im Herzen des Jura-
bogens in einer naturbelas-
senen Landschaft der Seen
und Berge. Man findet dort
Professionalität und qualifi-
ziertes Gewerbe, präzise und
zuverlässig. Was ihn nervt:
Trotz all den obge-nannten
Trümpfen sind die Finanzen
im Defizit, und dies schon seit
den Zeiten der Hochkonjunk-
tur.

Yvan Perrin
La Côte-aux-Fées, geboren
am 9. Dezember 1966. Poli-
zeiinspektor. Er ist Kantonal-

und dort die hohle Hand zu
machen. Schwarze Zahlen zu
Schreiben im Kanton, was
nicht unmöglich ist, wenn
man bereit ist, mutig eine Auf-
gabenüberprüfung an die
Hand zu nehmen. Was ihn
freut: Das qualifizierte und
motivierte Gewerbe mit be-
neidenswertem Know-How
und der Fähigkeit zu bemer-
kenswerten technischen In-
novationen, welches eine we-
sentliche Stärke des Kan-
tons Neuenburg bildet. Was
ihn nervt: Die linke Mehrheit
in der Kantonsregierung.

Walter Willener
Auvernier, geboren am 18.
September 1952. Ing. Agr.,
Direktor der Association des
Groupements et Organisati-
ons Romands de l’Agriculture
(AGORA). Mitglied des kan-
tonalen Vorstandes der SVP.

 in allen Projekten ein konse-
quenter und vielleicht nicht
immer populärer Weg einzu-
schlagen. Die Frage, die man
sich dabei zu stellen hat, lau-
tet: Ist das vorgeschlagene
Projekt an sich und in seiner
Ausgestaltung nützlich, not-
wendig oder unabdingbar,
und haben wir die Mittel, um
es zu finanzieren? Besteht
dabei in einem Punkt ein
Zweifel, sollte man den Mut
haben, auf das Projekt zu ver-
zichten.

Bernard Monnier
Neuchâtel, geboren 1951, chi-
rurgischer Orthopäde FMH,
Geschäftsführer der SAMU
GmbH und Verwalter der Kli-
nik de la Tour in La Chaux-
de-Fonds. Sein Ziel: Das kan-
tonale Gesundheitssystem ko-
härenter, effizienter und billi-
ger zu gestalten, wobei auch



Die Schengen-Verträge bringen der Schweizer Bevölkerung mehr Kriminaltouristen, mehr
illegale Ausländer, mehr Unsicherheit. Denn Schengen verbietet der Schweiz, ihre Grenze,
ihr Land und ihre Bevölkerung wirksam zu schützen. Schengen führt zum Abbau der Volks-
rechte und zu Fremdbestimmung durch EU-Recht. Mit Schengen-Dublin kann die Schwei-
zer Bevölkerung ihre Ausländer- und Asylpolitik nicht mehr selber bestimmen. Sie wird von
Brüssel diktiert. Schengen bedroht unser freiheitliches Waffenrecht. Und dafür muss das
Schweizer Volk noch über eine Milliarde Franken Eintrittsgeld zahlen.

Diese GANZE Seite vollständig oder teilweise ausgefüllt rasch zurücksenden an das
Aktionskomitee gegen Schengen-/EU-Beitritt, Postfach 669, 3000 Bern 31

„Keine freie Fahrt für Kriminelle - NEIN zu Schengen!“

Hier unterschreiben gegen den Schengen-Beitritt:


